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 Entschließungsantrag
 der Fraktion DIE LINKE.

 zu der Abgabe einer Regierungserklärung durch den Bundesminister
 der Finanzen

 Sicherung der Stabilität der Eurozone – Finanzhilfen für Spanien

 Der Bundestag wolle beschließen:

 I. Der Deutsche Bundestag stellt fest:

 1.  Spanien  gehörte  bis  zum  Ausbruch  der  Wirtschafts-  und  Finanzkrise  in  der
 EU  zu  den  Ländern  mit  soliden  öffentlichen  Finanzen.  Noch  im  Jahr  2007
 betrug  die  Staatsverschuldung  lediglich  36,3  Prozent  der  Wirtschaftsleis-
 tung.  Die  Ursachen  für  die  heutige  Krisenbetroffenheit  Spaniens  liegen  im
 Privatsektor,  namentlich  bei  den  Banken.  Ähnlich  wie  in  den  USA  haben
 spanische  und  internationale  Banken  bis  2007  leichtfertig  renditeträchtige
 Immobilienkredite  vergeben.  Der  Auslöser  der  spanischen  Krise  war  das
 Platzen der  dadurch aufgeblähten Immobilienblase.

 2.  Seither  wurden  die  Lasten  der  Krise  von  den  Banken  an  den  Staat  und  die
 Bevölkerung  übertragen.  Durch  zahlreiche  Finanzspritzen  sind  die  öffent-
 lichen  Schulden  immer  weiter  gestiegen.  Um  diese  abzubauen,  werden  nun
 durch  Kürzungspakete  vor  allem  Arbeitnehmerinnen  und  Arbeitnehmer  so-
 wie  Empfängerinnen  und  Empfänger  staatlicher  Transferleistungen  herange-
 zogen.  Diese  Krisenpolitik  verteilt  die  Lasten  nach  unten  um  und  verursacht
 dadurch  soziale  Verwerfungen.  Am  härtesten  betroffen  sind  die  jungen  Men-
 schen,  die  angesichts  einer  Jugendarbeitslosigkeit  von  über  50  Prozent  kei-
 nerlei  Perspektive  im  eigenen  Land  mehr  sehen.  Die  gut  Ausgebildeten  wan-
 dern  aus,  jene,  denen  die  Möglichkeit  verwehrt  ist,  stehen  vor  dem  Scher-
 benhaufen  einer  fehlgeleiteten  Politik  im  Interesse  von  Banken  und  Ver-
 mögenden.

 3.  Die  Politik  zur  Krisenbewältigung  in  Spanien  ist  gescheitert.  Bis  heute  ha-
 ben  die  Finanzspritzen  keinen  adäquaten  Kreditfluss  an  kleine  und  mittlere
 Unternehmen  generiert.  Tag  für  Tag  geben  Unternehmen  ihr  Geschäft  auf,
 weil  sie  keine  Kredite  bekommen,  obwohl  sie  eigentlich  wirtschaftlich  sind.
 Jedes  fünfte  Unternehmen  mit  weniger  als  40  Beschäftigten  musste  bereits
 schließen.  Die  Arbeitslosigkeit  steigt  dadurch  immer  weiter  an,  und  die  wirt-
 schaftliche  Entwicklung  verliert  jegliche  Dynamik.  Auch  die  Löcher  in  den
 Bilanzen  der  Banken  wurden  durch  diese  Politik  nicht  beseitigt.  Sonst  hätte
 die  spanische  Regierung  keinen  Antrag  an  die  Europäische  Finanzstabili-
 sierungsfazilität (EFSF) stellen müssen.
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4.  Der  EFSF-Kredit  und  die  im  Memorandum  vorgesehenen  Maßnahmen  sind
 eine  Fortführung  und  Verschärfung  dieser  falschen  Politik.  Schulden  werden
 von  den  Banken  in  die  Staatskasse  transferiert,  und  der  Schieflage  des  öf-
 fentlichen  Haushalts  wird  mit  immer  weiteren  Kürzungsmaßnahmen  zu  Las-
 ten der breiten Bevölkerung begegnet.

 5.  Auch  die  bisherige  Praxis  der  EFSF-Kreditvergabe  offenbart,  dass  hier  ein
 Konzept  zugrunde  liegt,  das  keinerlei  Potenzial  hat,  die  Krise  zu  überwin-
 den.  Stattdessen  verschärft  diese  Praxis  die  wirtschaftliche  Krise  nur  weiter
 und  verursacht  zugleich  massive  soziale  Probleme.  Die  Beispiele  Griechen-
 land  und  Portugal  zeigen  das  sehr  deutlich.  Griechenland  befindet  sich
 bereits  im  fünften  Jahr  wirtschaftlicher  Schrumpfung  in  Folge.  Die  Kür-
 zungsprogramme  haben  zu  einem  massiven  Einbruch  der  gesamtwirtschaft-
 lichen  Nachfrage  geführt  und  dadurch  die  Rezessionsspirale  weiter  ange-
 heizt  und  zugleich  die  Staatsverschuldung  nicht  abgebaut,  sondern  in  die
 Höhe  getrieben.  Die  soziale  Lage  ist  infolge  der  Kürzungsmaßnahmen  ver-
 heerend.  Obdachlosigkeit  nimmt  zu,  immer  mehr  Menschen  sind  auf  Sup-
 penküchen  angewiesen,  Kriminalität  und  Selbstmordrate  steigen  ebenso
 rasant an wie gewalttätige Übergriffe gegen Migrantinnen und Migranten.

 6.  Entgegen  der  öffentlichen  Darstellung  zielt  das  Memorandum  im  Falle
 Spaniens  nicht  nur  auf  den  Finanzsektor  ab.  Neben  den  Verpflichtungen  im
 Memorandum  werden  die  Empfehlungen  aus  dem  Europäischen  Semester
 zur  Pflicht  und  die  Kürzungspflicht  aus  dem  Defizitverfahren  gestärkt.  Das
 bedeutet  für  Spanien  einen  zunehmenden  Reformdruck,  der  im  jüngsten
 Kürzungspaket  beispielsweise  in  Entlassungen  im  öffentlichen  Dienst,  einer
 Kürzung  der  Arbeitslosenunterstützung  um  10  Prozentpunkte,  einer  erneu-
 ten  Erhöhung  der  Mehrwertsteuer  um  3  Prozentpunkte,  der  Streichung  des
 Weihnachtsgeldes  für  Beamte  und  einer  Kürzung  der  Zuwendung  für  Par-
 teien  und  Gewerkschaften  um  20  Prozent  seinen  Ausdruck  findet.  Der  Deut-
 sche  Bundestag  sieht  die  Gefahr,  dass  die  Kürzungspolitik  in  Spanien  eine
 ähnliche Abwärtsspirale wie in Griechenland verursacht.

 7.  Die  Probleme  des  spanischen  Bankensektors  können  mit  diesem  Programm
 nicht  gelöst  werden.  Das  Programm  sieht  Kredite  von  bis  zu  100  Mrd.  Euro
 vor.  Die  Banco  de  España,  die  spanische  Zentralbank,  hält  Immobilienkre-
 dite  von  über  180  Mrd.  Euro  für  unsicher.  Der  Internationale  Bankenverband
 hält  sogar  260  Mrd.  Euro  für  notwendig,  um  den  spanischen  Bankensektor
 zu  retten.  Es  besteht  die  reale  Gefahr,  dass  Steuergelder  in  dreistelliger  Mil-
 liardenhöhe  für  eine  scheiternde  Bankenrettung  verwendet  werden  oder  dass
 immer  wieder  neue  Gelder  nachgeschossen  werden  und  die  Kosten  im  End-
 effekt viel höher liegen, als das heute anzunehmen ist.

 II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf,

 sich auf EU-Ebene dafür einzusetzen, dass

 a)  keine  EFSF-Kredite  an  Spaniens  Bankensektor  vergeben  werden  und  das
 Memorandum of Understanding nicht in Kraft tritt;

 b)  künftig  eine  Bank  für  öffentliche  Anleihen  ohne  Umweg  über  private  Ban-
 ken  und  ohne  Zinsaufschlag  den  Staaten  Kredit  einräumt  und  sich  bei  der
 Europäischen Zentralbank refinanziert;

 c)  das  gesamte  europäische  Bankensystem  von  Grund  auf  saniert,  vergesell-
 schaftet und demokratischer Kontrolle unterworfen wird;

 d)  öffentliche  Banken  dafür  Sorge  tragen,  dass  kleine  und  mittlere  Unterneh-
 men adäquaten Zugang zu Krediten mit günstigen Konditionen haben;
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e)  Stresstests  und  ähnliche  Maßnahmen  künftig  von  öffentlichen  Instanzen
 statt von privaten Beraterfirmen durchgeführt werden;

 f)  keine  Häuser  und  Wohnungen  mehr  als  Folge  der  geplatzten  Immobilien-
 blase  zwangsgeräumt  werden,  und  dass  leer  stehende  Wohnungen,  die  von
 Banken  gehalten  werden,  die  mit  öffentlichen  Geldern  gerettet  wurden,  in
 Sozialwohnungen umgewidmet werden;

 g)  insbesondere  jene,  die  jahrelang  von  den  deregulierten  Finanzmärkten  profi-
 tiert  haben,  durch  eine  EU-weite  Vermögensabgabe  und  die  Einführung  ei-
 ner Vermögensteuer die Lasten der Krise tragen.

 Berlin, den 19. Juli 2012

 Dr. Gregor Gysi und Fraktion
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